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XXII Abkürzungsverzeichnis

rumVerf Verfassung Rumäniens vom 21. November 1991
RW Rechtswissenschaft (Zeitschrift für rechtswissenschaftliche For-

schung)
SA Schlussantrag/Schlussanträge
Slg. Sammlung der Rechtsprechung des Gerichtshofes und des Gerichts

Erster Instanz
slowVerf Verfassung der Republik Slowenien vom 23. Dezember 1991
spanVerf Verfassung des Königreichs Spanien vom 29. Dezember 1978
STC Sentencia del Tribunal Constitucional
StGG Staatsgrundgesetz über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger für

die im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder vom 21. De-
zember 1867

StRO Steuerrechtsordnung
StuW Steuern und Wirtschaft
SWI Steuer und Wirtschaft International
SWK Steuer- und Wirtschaftskartei
ungVerf Ungarns Grundgesetz vom 25. April 2011
UR Umsatzsteuer-Rundschau
UStG Umsatzsteuergesetz
VfGH Verfassungsgerichtshof der Republik Österreich
VfSlg. Sammlung der Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs der

Republik Österreich
Vol. volume/n
Vorbem. Vorbemerkung
VRÜ Verfassung und Recht in Übersee
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtsleh-

rer
WFA Wirkungsorientierte Folgenabschätzung
WRV Weimarer Reichsverfassung vom 14. August 1919.
YECHR Yearbook of the European Convention on Human Rights
ZaöRV Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht
ZEuS Zeitschrift für Europarechtliche Studien
ZEW Zentrum für Europäisches Wirtschaftsrecht
zit. zitiert
ZöR Zeitschrift für öffentliches Recht
ZP Zusatzprotokoll zur EMRK
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZSE Zeitschrift für Staats- und Europawissenschaften
zypVerf Verfassung der Republik Zypern vom 16. August 1960



A. Einführung

I. Vorbemerkungen

Trotz der fortgeschrittenen europäischen Integration sowohl in politischer
als auch in wirtschaftlicher Hinsicht unterscheidet sich die Europäische
Union in ihrer Organisationsform grundlegend von ihren Mitgliedstaaten.
Zwar erscheint die EU aufgrund ihrer Kompetenzfülle als parastaatliche In-
stitution. Kennzeichnend für das Fehlen einer eigenen Staatsqualität1 ist je-
doch das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung gem. Art. 5 Abs. 1
Satz 1, Abs. 2 EUV, das der EU eine Kompetenz-Kompetenz, also die Kom-
petenz, Kompetenzen zu begründen, verwehrt.2 Dass die EU keine Staats-
qualität innehat, wird mitunter auch dadurch deutlich, dass es ihr an einer für
einen Staat typischen umfassenden Gesetzgebungskompetenz für den Be-
reich der Steuern fehlt.3 Weder EUV noch AEUV enthalten daher eine Steu-
errechtsverfassung im eigentlichen Sinne.4 Bei der Europäischen Union han-
delt es sich daher nach der von Paul Kirchhof begründeten Terminologie um
einen sogenannten Staatenverbund,5 mithin um eine Organisationsform sui
generis.6

1 Dazu im Einzelnen Müller-Graff, in: Dauses/Ludwigs (Hrsg.), Hdb. des EU-Wirt-
schaftsrechts, Kap. A. I. Rn. 49 ff. und 61.

2 Streinz, in: ders. (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 5 EUV Rn. 5.
3 Vgl. Schaumburg, in: Schaumburg/Englisch (Hrsg.), Europäisches Steuerrecht,

Rn. 1.22; vgl. auch Waldhoff, in: Wegener (Hrsg.), EnzEuR, Bd. 8, § 10 Rn. 1.
4 Vgl. Schaumburg, in: Schaumburg/Englisch (Hrsg.), Europäisches Steuerrecht,

Rn. 1.22, der die europäische Steuerrechtsverfassung daher als reine Kompetenzordnung
versteht; zum Verfassungsbegriff im Allgemeinen Badura, Staatsrecht, A Rn. 7.

5 Der Begriff wurde erstmals von P. Kirchhof, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR VII,
1. Aufl. 1992, § 183, Rn. 38, 50 ff. und 68 f. verwendet und fand im Jahr 1993 Eingang in die
Rspr. des BVerfG in BVerfG v. 12.10.1993, 2 BvR 2143, 2159/92, BVerfGE 89, 155 (185).

6 Vgl. bereits BVerfG v. 18.10.1967, 1 BvR 248//63 und 216/67, BVerfGE 22, 293 (296):
„Gemeinschaft eigener Art“; Knelangen, ZSE 2005, 7 ff. zur politikwissenschaftlichen Dis-
kussion der typologischen Einordnung der EU (S. 7 ff.) und mit Auseinandersetzung zum
Verständnis der EU als „semi-parlamentarisches System“ und „teilparlamentarisierte Ver-
handlungsdemokratie“ (S. 32 f.).
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Zwar kennt auch das Grundgesetz, anders als noch die Paulskirchenver-
fassung7 und die Weimarer Verfassung,8 kein ausdrückliches materielles9

Steuerverfassungsrecht. Allerdings wirken zum einen rechts- und sozialstaat-
liche Prinzipien des Grundgesetzes und zum anderen die Grundrechte auf
Steuerrechtsetzung, Steuererhebung und die gerichtliche Kontrolle von Be-
steuerungsvorgängen ein.10 Während die grundsätzliche Rechtfertigung der
Steuerpflicht des Bürgers unter anderem als Preis für die Möglichkeit freier
wirtschaftlicher Betätigung mittlerweile unstreitig ist,11 bedarf die komplexe
rechtsethische Frage einer gerechten Besteuerung gerade vor dem Hinter-
grund der Harmonisierung mitgliedstaatlicher Rechtsordnungen einer kon-
tinuierlichen Untersuchung. Entscheidend für die Frage der Steuergerechtig-
keit sind dabei verfassungsrechtliche Maßstäbe.12 Die Frage der Steuergleich-
heit und -gerechtigkeit wird in den Mitgliedstaaten grundsätzlich durch die
Gerechtigkeitserwägungen ihrer jeweiligen Verfassungen,13 hierzulande vor-
nehmlich mit dem aus Art. 3 Abs. 1 GG abgeleiteten Prinzip der Besteuerung
nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, beantwortet.14 Auf europäi-
scher Ebene muss diese Frage mit Blick auf die Grundrechtecharta beant-
wortet werden.

7 § 173 der Paulskirchenverfassung v. 28.3.1849: „Die Besteuerung soll so geordnet wer-
den, daß die Bevorzugung einzelner Stände und Güter in Staat und Gemeinde aufhört.“

8 Art. 134 WRV v. 14.8.1919: „Alle Staatsbürger ohne Unterschied tragen im Verhältnis
ihrer Mittel zu allen öffentlichen Lasten nach Maßgabe der Gesetze bei.“

9 Bei den Art. 105 ff. GG handelt es sich lediglich um rein technische Normen, denen
keine materiellen Aussagen zur Ausgestaltung des Steuerrechts entnommen werden kön-
nen; dazu auch Engler, Steuerverfassungsrecht im Mehrebenensystem, S. 24 f. m. w. N.

10 Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR V, § 116 Rn. 98; Überblick zu den
rechtsstaatlichen Anforderungen an das Steuerrecht bei Vogel/Waldhoff, in: Kahl/Wald-
hoff/Walter (Hrsg.), BK-GG, Vorbem. zu Art. 104a–115 Rn. 104 ff.; dazu auch Hey, in:
Tipke/Lang, Steuerrecht, § 3 Rn. 93 ff.; zu sozialstaatlichen Postulaten s. nur Raupach,
DStJG 29 (2006), S. 1 ff.; Kube, DStJG 29 (2006), S. 11 ff. und F. Kirchhof, DStJG 29
(2006), S. 39 ff.

11 Vgl. bereits Friauf, DStJG 12 (1989), S. 3 f.; ebenso Engler, Steuerverfassungsrecht im
Mehrebenensystem, S. 15; ausführlicher zur Frage der Rechtfertigung von Steuern Vogel,
Der Staat 25 (1986), S. 481; zur staatstheoretischen und verfassungsrechtlichen Rechtfer-
tigung von Steuern Ohlendorf, Grundrechte als Maßstab des Steuerrechts, S. 43 ff.

12 S. nur Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR V, § 116 Rn. 100 ff.
13 In Italien und Spanien etwa durch ausdrückliche Aufnahme des Leistungsfähigkeits-

prinzips in den Verfassungstext in Art. 53 Abs. 1 italVerf bzw. Art. 31 Abs. 1 spanVerf; zu
steuerlichen Gerechtigkeitserwägungen der italienischen Verfassung und insb. dem Leis-
tungsfähigkeitsprinzip s. Moschetti, in: Tipke/Bozza (Hrsg.), Besteuerung von Einkom-
men, S. 33 ff.; Paladin, in: Tipke/Bozza (Hrsg.), Besteuerung von Einkommen, S. 71 ff.;
zum spanischen Leistungsfähigkeitsprinzip etwa Ohlendorf, Grundrechte als Maßstab des
Steuerrechts, S. 137 ff.; konkret zum objektiven Nettoprinzip als Ausfluss des (spanischen)
Leistungsfähigkeitsprinzips Garcı́a, in: Tipke/Bozza (Hrsg.), Besteuerung von Einkom-
men, S. 153 ff.

14 S. nur Waldhoff, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HStR V, § 116 Rn. 100 ff.
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1. Grundsatz nationaler Steuersouveränität

Das Steuerrecht zählt zu den Kernbestandteilen staatlicher Souveränität der
EU-Mitgliedstaaten.15 Die fehlende grundlegende Besteuerungskompetenz16

der Europäischen Union geht daraus hervor, dass das europäische Primär-
recht keine ausdrückliche steuerrechtliche Kompetenzzuweisung vorsieht.
Das wäre allerdings nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächti-
gung (Art. 5 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 EUV) für eine Kompetenz der Union
erforderlich.17 Dementsprechend muss das Europarecht im Grundsatz die
Entscheidungen nationaler Steuergesetzgeber respektieren, für die eine allei-
nige nationale Gestaltungsmacht besteht.18 Es verwundert nicht, dass die
Mitgliedstaaten diese Gestaltungsmacht verteidigen und Zurückhaltung bei
der Übertragung steuerrechtlicher Kompetenzen auf die EU haben walten
lassen, hängt doch das moderne westliche Staatswesen in finanzieller Hin-
sicht wesentlich von den durch Besteuerung erzielten Einnahmen ab (Steu-
erstaatsprinzip).19 Auch das Bundesverfassungsgericht hob die Bedeutung
nationaler Steuerhoheit in seinem Urteil zum Vertrag von Lissabon hervor,
indem es Entscheidungen über Einnahmen und Ausgaben zu einem der „we-
sentlichen Bereiche [...] demokratischer Gestaltung“20 erklärte. Nicht zuletzt
ist das ein Grund dafür, dass europäische Initiativen zur Vereinheitlichung
der Steuerrechtssysteme21 und Vorschläge einer eigenen unionalen Steuer-

15 Ohlendorf, Grundrechte als Maßstab des Steuerrechts, S. 1; Panayi, Intertax 2004,
283 (283); Waldhoff, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 110 AEUV Rn. 2.

16 Ausnahmen bilden insofern die direkte Besteuerung von Arbeitnehmern der EU gem.
Art. 12, 19–22 Protokoll (Nr. 7) über die Vorrechte und Befreiungen der EU, ABl.
v. 30.3.2010, C 83/266 sowie die Besteuerungsbefugnisse hinsichtlich der Zolleinnahmen.

17 S. nur Schaumburg, in: Schaumburg/Englisch (Hrsg.), Europäisches Steuerrecht,
Rn. 1.22 und 11.1 m. w. N.

18 Rust, Regionale Steuerautonomie vor dem europäischen Beihilferecht, S. 21.
19 Vgl. BVerfG v. 8.6.1988, 2 BvL 9/85 und 3/86, BVerfGE 78, 249 (266 f.); Birk, FR

2005, 121 (121); F. Kirchhof, in: Brandt (Hrsg.), Deutscher Finanzgerichtstag 2011/2012,
Europäische Perspektiven im Steuerrecht, S. 23 (23), der ausführt, das Steuerrecht sei
„heute die wichtigste Souveränitätsposition des Staates“; Knobbe-Keuk, EuZW 1992, 336
(337), die prägnant formulierte: „The power to tax is the power to govern.“; Kofler, in:
Schön/Heber (Hrsg.), Grundfragen des Europäischen Steuerrechts, S. 1 (2); vgl. auch Pan-
ayi, Intertax 2004, 283; grundlegend zum Steuerstaatsprinzip Isensee, in: FS Ipsen,
S. 409 ff.

20 BVerfG v. 30.6.2009, 2 BvE 2 und 5/08, 2 BvR 1010, 1022, 1259/08 und 182/09,
BVerfGE 123, 267 (358).

21 S. dazu etwa die Initiativen der Kommission: erstmals Steuerharmonisierungspro-
gramme v. 8.2.1967 und 26.6.1967, veröffentlicht in der Sonderbeilage zum Bulletin
8-1967; des Parlaments: Resolution on the harmonization of taxation in the Community,
ABl. C 342/73 v. 19.12.1983; des Rates: Pressemitteilung (10088/92 – Presse 216)
v. 23.11.1992, S. 10 f. zu den Guidelines on Company Taxation linked to the Further De-
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hoheit22 bislang keine Umsetzung erfahren haben. An dem grundsätzlichen
steuerrechtlichen Kompetenzgefüge zwischen den Mitgliedstaaten und der
Europäischen Union hat sich bis heute nichts geändert. Insbesondere wurde
durch den Vertrag von Lissabon23 das Verhältnis zwischen der Union und
ihren Mitgliedstaaten nicht reorganisiert.24 Weiterhin verbleiben Entschei-
dungen über die Art und Weise der Besteuerung die ureigene souveräne An-
gelegenheit eines jeden Mitgliedstaates. Das könnte sich allein durch die
Neuregelung des europäischen Primärrechts ändern, wovon aufgrund des
Fiskalegoismus der Mitgliedstaaten nicht auszugehen ist.25

Obschon die EU keine eigene Steuerhoheit besitzt,26 kann sie gem. Art. 113
AEUV Harmonisierungsbestimmungen über indirekte Steuern in geteilter
Zuständigkeit (Art. 4 Abs. 1 AEUV) erlassen. Diese Zuständigkeit steht je-
doch unter dem Vorbehalt, dass eine Harmonisierung für die Errichtung und
das Funktionieren des Binnenmarkts und die Vermeidung von Wettbewerbs-
verzerrungen notwendig erscheint. Für die Harmonisierung der direkten
Steuern bleibt der Union allein die Möglichkeit einer Gesetzgebung nach
Art. 115 AEUV. Danach ist für ein gesetzgeberisches Tätigwerden der Union
erforderlich, dass es der Angleichung derjenigen Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedstaaten dient, die sich unmittelbar auf die Errich-
tung oder das Funktionieren des Binnenmarkts auswirken. Insofern wird für
ein Tätigwerden der Union eine mitgliedstaatliche Regelung vorausgesetzt,
die störende Einflüsse auf den Binnenmarkt nach sich zieht.27 Obwohl die
Union auf Grundlage der Art. 113 und 115 AEUV gewissermaßen zur
Steuerrechtsharmonisierung innerhalb der Union beitragen kann, bleibt ihr
das Recht, selbst Steuern zu erheben, verwehrt.

Im Gegensatz zu den Mitgliedstaaten finanziert sich die EU dementspre-
chend nicht durch eigens erhobene Steuern, sondern vornehmlich28 aus den

velopment of the Internal Market; weitere Verweise zu Initiativen dieser Organe bei An-
zinger, in: Kube/Reimer (Hrsg.), Europäisches Finanzrecht, HFSt Heft 6 (2017), S. 123
(134) in den Fn. 240, 241; s. auch den historischen Abriss bei Thömmes, Intertax 1990, 464
(467–474).

22 Überblick zur Frage nach der strukturellen Möglichkeit einer eigenen Unionsteuer
nach dem Vertrag von Lissabon bei Frenz/Distelrath, DStZ 2010, 246 ff.

23 ABl. v. 17.12.2007, C 306/1.
24 Dürrschmidt, NJW 2010, 2086 (2087); vgl. auch Calliess, Die neue Europäische

Union, S. 186 f.; zu den steuerrechtlichen Auswirkungen des Vertrags von Lissabon Schell-
mann, in: FS Rödler, S. 815 (829 f.).

25 So Schaumburg, in: Schaumburg/Englisch (Hrsg.), Europäisches Steuerrecht,
Rn. 1.22.

26 S. zur Diskussion einer eigenen Besteuerungskompetenz der Union noch unter
A. I. 2.

27 Vgl. Schaumburg, in: Schaumburg/Englisch (Hrsg.), Europäisches Steuerrecht,
Rn. 11.39.

28 Zu den sog. sonstigen Einnahmen, die als weitere Einnahmequelle neben den Eigen-
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ihr nach dem Verfahren des Art. 311 UAbs. 3 AEUV zur Verfügung stehen-
den Eigenmitteln.29 Das zweistufige Verfahren sieht allerdings kein Recht der
Union vor, sich selbst mit Eigenmitteln auszustatten. Vielmehr beschließt
zunächst der Rat nach Anhörung des Europäischen Parlaments über diese.
Sodann ratifizieren die Mitgliedstaaten diesen Beschluss und stellen dadurch
der EU die ihrerseits erhobenen Abgaben zu Verfügung.30 Dass das faktische
Letztentscheidungsrecht über die Beschlussfassung der Eigenmittel bei den
Mitgliedstaaten liegt, unterstreicht die Souveränität der Mitgliedstaaten im
Finanzbereich eindrucksvoll.31 Die Finanzierung der EU wird somit weitge-
hend unabhängig von einer etwaigen Besteuerungskompetenz sichergestellt.
Folglich kann die EU auch nicht als eine Steuerrechtsunion verstanden wer-
den.32

2. Diskussionsstand originärer Besteuerungskompetenzen der Union

Vor dem Hintergrund erweiterter finanzieller Aufgaben der Union wird auf
nationaler und europäischer Ebene über die Einführung von sogenannten
EU-Steuern diskutiert.33 Um den derzeitigen Diskussionsstand hinsichtlich

mitteln i. S. v. Art. 311 AEUV stehen, gehören u. a. Steuern der Bediensteten der Union
und Verwaltungseinnahmen der Union, vgl. Waldhoff, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.),
EUV/AEUV, Art. 311 AEUV Rn. 13 m. w. N.

29 Darunter fallen nach Art. 2 Abs. 1 des Beschluss 2020/2053/EU des Rates
v. 14.12.2020 über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union, ABl. 2020 L 424/1
traditionelle Einnahmen insb. aus Zöllen und Agrarabschöpfungen, Einnahmen aus dem
mitgliedstaatlichen Mehrwertsteueraufkommen, Einnahmen auf Grundlage der mitglied-
staatlichen Bruttosozialprodukte und – erstmals – Einnahmen aus einer Verpackungsab-
gabe der Mitgliedstaaten; s. i. Ü. Waldhoff, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV,
Art. 311 AEUV Rn. 9 ff. m. w. N.

30 Engler, Steuerverfassungsrecht im Mehrebenensystem, S. 32; Schaumburg, in:
Schaumburg/Englisch (Hrsg.), Europäisches Steuerrecht, Rn. 1.23 f.; Waldhoff, in: Cal-
liess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 311 AEUV Rn. 2 und 5 m. w. N.

31 So auch Waldhoff, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 311 AEUV Rn. 17;
s. auch Engler, Steuerverfassungsrecht im Mehrebenensystem, S. 32.

32 So auch Gröpl, in: Dauses/Ludwigs (Hrsg.), Hdb. des EU-Wirtschaftsrechts, Kap. J.
Rn. 17; vgl. auch Genschel, in: Decker/Höreth (Hrsg.), Die Verfassung Europas, S. 201
(202): „Die EU ist kein Steuerstaat.“

33 Explizit dazu EU-Parlamentspräsident Antonio Tajani mit Verweis auf die gestiege-
nen finanziellen Aufgaben, näher Spiegel v. 13.11.2017, online abrufbar unter: http://www.
spiegel.de/wirtschaft/soziales/eu-antonio-tajani-fordert-eu-steuern-und-doppelten-haush
alt-a-1177653.html (zuletzt abgerufen am 16.6.2022); Kuntze, Die Kompetenzen der EU
auf dem Gebiet des Steuerrechts, S. 150 ff.; Buser, in: Berliner Online-Beiträge zum Eu-
roparecht, Nr. 91 (2013), S. 1; Frenz/Distelrath, DStZ 2010, 246; Engler, Steuerverfas-
sungsrecht im Mehrebenensystem, S. 33 ff.; Waldhoff, in: Konrad/Lohse (Hrsg.), Einnah-
men- und Steuerpolitik in Europa: Herausforderungen und Chancen, S. 47; ders., Wirt-
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einer eigenen Steuererhebungskompetenz der Union darlegen und die Ver-
einbarkeit von EU-Steuern mit Verfassungs- und Europarecht beurteilen zu
können, ist die Definition des Begriffs EU-Steuer unabdingbar. Es fällt auf,
dass sich in der juristischen und politischen Diskussion eine kaum mehr über-
schaubare Vielfalt an Termini, die teils synonym verwendet werden, teils aber
auch inhaltliche Differenzen darlegen sollen, gebildet hat. So ist unter an-
derem von „EU-Steuer im engeren Sinne“34, von „Eigenen Unionsteuern“35,
von „EU-eigenen Steuern“36, von „Europa-Steuern“37 oder auch nur von
„EU-Steuern“38 die Rede. Für das Verständnis dieser Begriffe und deren Ab-
grenzung wesentlich ist, dass die Steuerhoheit eines Staates grundsätzlich aus
drei Komponenten besteht: der Steuergesetzgebungshoheit, also der Kom-
petenz, den Tatbestand einer Steuer sowie die Steuerhöhe festzusetzen; der
Steuerertragshoheit, also der Entscheidung, wem die Erträge aus der Steuer
zustehen sollen; und schließlich der Verwaltungshoheit, d. h. der Kompetenz
zur Durchsetzung des staatlichen Steueranspruchs.39 Die verwandten Ter-
mini knüpfen an diese Hoheiten an und sollen jeweils eine eigene Bezeich-
nung für eine Steuer bilden, bei der eine der Hoheiten oder eine Kombination
aus den drei Hoheiten bei der EU liegt.40 Spielt die Verwaltungshoheit für die
finanzielle Autonomie der EU trotz ihrer Bedeutung für das tatsächliche
Steueraufkommen nur eine unwesentliche Rolle,41 so werden Rechtsetzungs-
hoheit und Ertragshoheit für eine Besteuerungskompetenz als Voraussetzung
angesehen.42 Vor diesem Hintergrund sollen hier unter den Begriff der EU-

schaftsdienst 2011, S. 89; ders., in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 311
Rn. 18 mit weiterführenden Literaturnachweisen in den Fn. 78–85; Europäische Kommis-
sion, Die Finanzverfassung der Europäischen Union, 4. Ausg. 2009, S. 155 ff.

34 Waldhoff, in: Konrad/Lohse (Hrsg.), Einnahmen- und Steuerpolitik in Europa: Her-
ausforderungen und Chancen, S. 47 (48).

35 Frenz/Distelrath, DStZ 2010, 246 (246).
36 Mayer/Heidfeld, EuZW 2011, 373 (373 f.), die den Begriff aber offenbar als Synonym

zum Begriff der EU-Steuer verwenden.
37 Schick/Märkt, DStZ 2002, 27 (31).
38 S. nur Gammelin, Süddeutsche Zeitung v. 11.4.2011, online abrufbar unter:

https://www.sueddeutsche.de/geld/eu-haushaltskommissar-fordert-eigene-steuer-direkter-
griff-in-die-tasche-der-buerger-1.1083535 (zuletzt abgerufen am 16.6.2022); FAZ
v. 30.6.2011, online abrufbar unter: https://www.faz.net/aktuell/politik/europaeische-uni
on/europaeische-union-mitgliedstaaten-lehnen-eu-steuer-ab-15313.html (zuletzt abgeru-
fen am 16.6.2022).

39 Zu diesen drei Hoheiten vor dem Hintergrund des Unionsrechts auch Birk, FR 2005,
121 (121 f.); Buser, in: Berliner Online-Beiträge zum Europarecht, Nr. 91 (2013), S. 2;
Häde, in: Frankfurter Kommentar, EUV/GRC/AEUV, Bd. IV, Art. 311 AEUV Rn. 52.

40 S. dazu die Darstellung bei Buser in: Berliner Online-Beiträge zum Europarecht,
Nr. 91 (2013), S. 2 f.

41 S. nur Klein, in: FS Wöhe, S. 191 (198); Meermagen, Beitrags- und Eigenmittelsystem,
S. 167.

42 So Waldhoff, in: Konrad/Lohse (Hrsg.), Einnahmen- und Steuerpolitik in Europa:
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Steuer nur solche (potenziellen) Steuern fallen, für die der EU sowohl
Rechtsetzungs- als auch Ertragshoheit zustehen (sollen).43

Die Europäische Kommission führt als Grund für die Notwendigkeit ei-
ner eigenen Besteuerungskompetenz der Union44 insbesondere eine Minimie-
rung der Abhängigkeit der EU von der Mittelbereitstellung durch die Mit-
gliedstaaten an.45 Obwohl eine Finanzautonomie der EU eigentlich durch das
Eigenmittelsystem sichergestellt werden soll, entsteht durch das Letztent-
scheidungsrecht der Einzelstaaten bei der Beschlussfassung über die Eigen-
mittel der Union eine faktische Abhängigkeit.46 Eigenmittelbeträge würden
häufig in den mitgliedstaatlichen Haushaltsplänen ausgewiesen und unterlie-
gen mithin, in Konkurrenz zu innerstaatlichen Ausgaben stehend, dem Vo-
tum nationaler Parlamente.47 Durch eigene EU-Steuern könne dieser Kon-
flikt gelöst werden und ein direkter Bezug zwischen der Finanzierung des
EU-Haushalts und dem Steuerzahler hergestellt werden.48 Dies führe zu einer
erhöhten Transparenz der EU-Finanzierung aus Sicht der Unionsbürger und
einer daraus resultierenden gesteigerten Akzeptanz der EU insgesamt.49

Trotz des vermehrten Eintretens, vor allem von Seiten der EU-Funk-
tionäre,50 für eine Steuererhebungskompetenz der Union ist mit der Umset-

Herausforderungen und Chancen, S. 47 (48); ders., Wirtschaftsdienst 2011, 89 (90), der
darauf hinweist, dass deshalb die Mehrwertsteuer keine solche EU-Steuer sei, da – trotz der
zahlreichen Mehrwertsteuerrichtlinien – die Rechtsetzungshoheit bei den Mitgliedstaaten
liege.

43 Mit diesem Verständnis auch Engler, Steuerverfassungsrecht im Mehrebenensystem,
S. 34; Waldhoff, in: Konrad/Lohse (Hrsg.), Einnahmen- und Steuerpolitik in Europa: Her-
ausforderungen und Chancen, S. 47 (58 f.); ders., Wirtschaftsdienst 2011, 89 (93).

44 In der Vergangenheit wurden etwa eine modulierte Mehrwertsteuer, Mittel in Zusam-
menhang mit der europäischen Körperschaftsteuer, Energie- oder Umweltabgaben (ins-
besondere Straßenverkehrsabgaben oder eine Klimasteuer für den Luftverkehr), Einnah-
men aus handelsfähigen Zertifikaten, Verbrauchsteuern auf Tabakwaren und Alkohol, der
Transfer von Seigniorage-Einnahmen, Kommunikationsabgaben einschließlich einer Te-
lefon-, E-Mail- oder SMS-Steuer sowie Einnahmen aus persönlichen Einkünften und Fi-
nanztransaktionen vorgeschlagen, s. Europäische Kommission, Die Finanzverfassung der
Europäischen Union, 4. Ausg. 2009, S. 162 f., wobei insb. die Finanztransaktionssteuer
mediales Interesse geweckt hat und noch eingeführt werden könnte.

45 Europäische Kommission, Die Finanzverfassung der Europäischen Union,
4. Ausg. 2009, S. 160; so auch Belafi, CAP-Aktuell 2006, Nr. 2, S. 1 (7).

46 Waldhoff, Wirtschaftsdienst 2011, 89 (90).
47 Europäische Kommission, Die Finanzverfassung der Europäischen Union,

4. Ausg. 2009, S. 155.
48 Europäische Kommission, Die Finanzverfassung der Europäischen Union,

4. Ausg. 2009, S. 160.
49 Vgl. dazu auch Belafi, CAP-Aktuell 2006, Nr. 2, S. 1 (6) und mit weiteren Argumen-

ten für eine Steuererhebungskompetenz der EU.
50 S. nur jüngst der ehem. EU-Parlamentspräsident Antonio Tajani, dazu Spiegel

v. 13.11.2017,onlineabrufbarunter:http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/eu-antonio-
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zung dieses Vorhabens zur grundlegenden Finanzierung der EU jedenfalls in
naher Zukunft aus rechtlichen und integrationspolitischen Gründen nicht zu
rechnen.51

Bereits vor Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon war rechtlich um-
stritten, ob die Einführung einer EU-Steuer nach dem damals geltenden Ver-
tragswerk der Union überhaupt zulässig war.52 Der zur Erarbeitung des Ver-
trags von Lissabon eingesetzte Konvent ging in seinen Beratungen zwar da-
von aus.53 Da der Forderung einiger Mitglieder des Konvents,54 die beste-
hende Unsicherheit durch ausdrückliche Klärung in den Verträgen zu besei-
tigen, nicht entsprochen wurde, ist die Frage der Besteuerungskompetenz der
Union jedoch bis heute Gegenstand kontroverser Diskussionen. Abgesehen
von der Kompetenz der Besteuerung EU-Bediensteter55 und der Erhebung
von Zöllen56, lassen sich im europäischen Primärrecht keine ausdrücklichen
originären Besteuerungskompetenzen der Union finden.57 Zudem soll die
Besteuerungsbefugnis der eigenen Bediensteten lediglich die Gleichheit der
Gehälter trotz unterschiedlicher Nationalität gewährleisten und eine Dop-
pelbesteuerung EU-Bediensteter vermeiden.58 Die Finanzierung der EU ist

tajani-fordert-eu-steuern-und-doppelten-haushalt-a-1177653.html (zuletzt abgerufen am
16.6.2022); Rede des ehem. Präsidenten der Europäischen Kommission José Manuel Bar-
roso zum EU-Budget ab 2014 v. 29.6.2011, Speech 11/487, online abrufbar unter: https://ec.
europa.eu/commission/presscorner/detail/en/SPEECH 11 487 (zuletzt abgerufen am
16.6.2022); zu den ursprünglichen Plänen des ehem. EU-Haushaltskommissars Lewan-
dowski für das EU-Budget ab 2014 Gammelin, Süddeutsche Zeitung v. 11.4.2011, online
abrufbarunter:https://www.sueddeutsche.de/geld/eu-haushaltskommissar-fordert-eigene-
steuer-direkter-griff-in-die-tasche-der-buerger-1.1083535 (zuletzt abgerufen am
16.6.2022); ebenso bereits der ehem. EU-Steuerkommissar Kovács, s. dazu FTD
v. 3.3.2006, S. 16; Mitteilung der Europäischen Kommission zur Haushaltsprüfung
v. 19.10.2010 – IP/10/1351, in der eine EU-Finanztransaktionssteuer vorgeschlagen wird,
online abrufbar unter: http://europa.eu/rapid/press-release IP-10-1351 de.htm (zuletzt
abgerufen am 16.6.2022); Europäische Kommission, Die Finanzverfassung der Europäi-
schen Union, 4. Ausg. 2009, S. 155 ff.

51 Zusammenfassend Buser, ZEuS 2014, 93 (101 ff.).
52 Engler, Steuerverfassungsrecht im Mehrebenensystem, S. 35.
53 Abschlussbericht des Arbeitskreises Eigenmittel, CONV 730/30, Punkt 16, S. 7; Ent-

wurf der Verfassung. Band 1 – Überarbeiteter Text von Band 1, CONV 724/03, Anlage 2,
S. 124.

54 Abschlussbericht des Arbeitskreises Eigenmittel, CONV 730/30, Punkt 15, S. 6.
55 Art. 51 EUV i. V. m. Art. 12 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der

EG.
56 Art. 3 Abs. 1 lit. a.
57 Vgl. Waldhoff, Wirtschaftsdienst 2011, 89 (90), der zudem auf die bis zum Auslaufen

der EGKS im Jahr 2002 bestehende steuerähnliche Umlage auf Montanunternehmen ver-
weist; Buser, in: Berliner Online-Beiträge zum Europarecht, Nr. 91 (2013), S. 6.

58 EuGH v. 16.12.1960, Rs. 6/60, Slg. 1960, II-1167 (1196 f.) – Humblet.
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hingegen nicht primäres Ziel der Besteuerung ihrer Bediensteten.59 Auch im
Rahmen der Zollpolitik kann die Kommission Zölle, die vornehmlich dem
Binnenmarktschutz dienen,60 nicht entsprechend ihrem Finanzierungsbedarf
beliebig anpassen, sondern muss sich an den Gesichtspunkten des Art. 32
AEUV orientieren, die eine liberale Handelspolitik mit niedrigen Zöllen na-
helegen.61 Mithin zeigt sich, dass die bisher bestehenden Besteuerungsbefug-
nisse der EU – jedenfalls primär – gerade keine Finanzierungsfunktion ha-
ben, sondern vielmehr durch ganz andere Gründe bedingt sind. Die finanz-
verfassungsrechtliche Vorgabe aus Art. 311 Abs. 2 AEUV sieht dement-
sprechend vor, dass der EU-Haushalt vollständig aus den bereitgestellten
Eigenmitteln (und gerade nicht aus EU-Steuern) finanziert wird. Einnahmen
aus EU-Steuern wären schon deshalb nicht als solche Eigenmittel zu quali-
fizieren, da sie in keine der Eigenmittelkategorien62 des derzeitigen Eigen-
mittelbeschlusses63 eingeordnet werden könnten.64 Vor diesem Hintergrund
erscheint eine systematische Finanzierung der Union durch eigens erhobene
Steuern jedenfalls im Hinblick auf den derzeitigen Eigenmittelbschluss aus-
geschlossen.

Neben diesen finanzverfassungsrechtlichen Bedenken bestehen auch
kompetenzrechtliche Bedenken gegen EU-Steuern. Art. 311 UAbs. 1 AEUV,
wonach sich die Union mit den erforderlichen (finanziellen) Mitteln ausstat-
tet, begründet keine finanzrechtliche Kompetenz-Kompetenz. Das heißt, die
Union kann sich nicht eigenmächtig mit den erforderlichen Mitteln – etwa
durch die Erhebung von Steuern – ausstatten.65 Vielmehr richtet sich das
zweistufige Verfahren der Mittelbschaffung allein nach UAbs. 3 der Norm.66

Zwar sieht der durch den Lissabonner Vertrag neu eingeführte Art. 311
UAbs. 3 Satz 2 AEUV nunmehr die Möglichkeit vor, dass der Europäische
Rat im Rahmen des Eigenmittelbeschlusses neue Kategorien von Eigenmit-
teln einführen kann. Das schließt die Einführung von EU-Steuern prinzipiell

59 Waldhoff, ZEW Nr. 195 (2012), S. 6.
60 Ebenso Magiera, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, EUV/AEUV, Art. 311 AEUV Rn. 30.
61 Herrmann, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim, EUV/AEUV, Art. 32 AEUV Rn. 3.
62 Dies sind nach Art. 2 Abs. 1 des aktuellen Eigenmittelbeschlusses v. 14.12.2020 tra-

ditionelle Einnahmen insb. aus Zöllen und Agrarabschöpfungen, Einnahmen aus dem
mitgliedstaatlichen Mehrwertsteueraufkommen, Einnahmen auf Grundlage der mitglied-
staatlichen Bruttosozialprodukte und – erstmals – Einnahmen aus einer Verpackungsab-
gabe der Mitgliedstaaten.

63 Beschluss 2020/2053/EU des Rates v. 14.12.2020 über das Eigenmittelsystem der Eu-
ropäischen Union für den Zeitraum 2021–2027, ABl. 2020 L 424/1.

64 Ebenso Mayer/Heidfeld, EuZW 2011, 373 (376) in Bezug auf eine mögliche Finanz-
transaktionssteuer.

65 Vgl. Waldhoff, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 311 AEUV Rn. 2.
66 BVerfG 89, 155 (194 f.); Waldhoff, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 311

AEUV Rn. 2.
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ein.67 Indes führt auch dies nicht zu einer primärrechtlich verankerten Steu-
erhoheit der EU. Vielmehr ist es den Beteiligten des Eigenmittelbeschlusses,
also Europäischem Rat, Europäischer Kommission und schließlich den Mit-
gliedstaaten, vorbehalten, neue Kategorien von Eigenmitteln zu beschließen.
Mithin folgt aus Art. 311 AEUV keine Kompetenz der Union, selbst eigene
Steuern zu erheben.68 Insofern sind unerwünschte Kompetenzverschiebun-
gen ausgeschlossen.69

Das gegenwärtige europäische Vertragswerk steht dementsprechend be-
reits in formaler Hinsicht einer EU-Steuer grundsätzlich entgegen.70 Begleitet
werden diese Bedenken von Einwänden integrationspolitischer Art. Insbe-
sondere wird angeführt, dass es der EU an der für die Steuererhebung hin-
reichenden demokratischen Legitimation fehle.71 Anders als die nationale
Ebene weise die europäische Ebene eine duale Legitimationsstruktur auf, bei
der die bedeutendsten Kompetenzen bei Rat und Kommission liegen, ob-
wohl lediglich das Parlament direkt legitimiert sei.72 Daher wiesen Unions-
rechtsakte nicht den gleichen Grad demokratischer Legitimation auf wie
solche der Einzelstaaten.73 Um diese strukturellen Defizite zu beseitigen, be-
dürfe es eines grundlegenden institutionellen Umbaus der Union.74

67 Zusammenfassend zur Möglichkeit der Einführung einer EU-Steuer durch Eigen-
mittelbeschluss und i. E. ablehnend Buser, in: Berliner Online-Beiträge zum Europarecht,
Nr. 91 (2013), S. 12 ff.; eingehend zur Möglichkeit der Einführung einer Steuer als Eigen-
mittel, auch unter Berücksichtigung der Äußerungen des EuGH, Häde, in: Frankfurter
Kommentar, EUV/GRC/AEUV, Bd. IV, Art. 311 AEUV Rn. 55 ff., der diese Möglichkeit
im Ergebnis zurückhaltend bejaht (Rn. 61); s. auch Frenz/Distelrath, DStZ 2010, S. 246
(249); Engler, Steuerverfassungsrecht im Mehrebenensystem, S. 37.

68 Ebenso Frenz/Distelrath, DStZ 2010, S. 246 (249); Engler, Steuerverfassungsrecht im
Mehrebenensystem, S. 37; Waldhoff, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 311
AEUV Rn. 18; zu einer möglichen Kompetenz aus den Art. 113–115 AEUV, die i. E. aber
zutreffend abgelehnt wird, s. Buser, in: Berliner Online-Beiträge zum Europarecht, Nr. 91
(2013), S. 9 f.

69 Häde, in: Frankfurter Kommentar, EUV/GRC/AEUV, Bd. IV, Art. 311 AEUV
Rn. 60.

70 Ebenso Engler, Steuerverfassungssystem im Mehrebenensystem, S. 36 f.; Waldhoff,
in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 311 AEUV Rn. 18.

71 S. nur Frenz/Distelrath, DStZ 2010, 246 (247); Waldhoff, in: Konrad/Lohse (Hrsg.),
Einnahmen- und Steuerpolitik in Europa: Herausforderungen und Chancen, S. 47 (58 f.);
ders., Wirtschaftsdienst 2011, 89 (93); allgemein zur Diskussion des Demokratie- und
Legitimationsdefizits der EU Rumler-Korinek, EuR 2003, 327.

72 Frenz/Distelrath, DStZ 2010, 246 (247).
73 S. nur Waldhoff, in: Konrad/Lohse (Hrsg.), Einnahmen- und Steuerpolitik in Europa:

Herausforderungen und Chancen, S. 47 (59); zum demokratischen Legitimationsdefizit
sehr anschaulich auch Calliess, Die neue Europäische Union, S. 163 ff., der allerdings einen
Abbau des Demokratiedefizits durch den Vertrag von Lissabon erkennt.

74 S. nur Waldhoff, Wirtschaftsdienst 2011, 89 (90 f.); ders., in: Calliess/Ruffert (Hrsg.),
EUV/AEUV, Art. 311 AEUV Rn. 18.
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